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§ 1

Die Verordnung über den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Harburg 64 vom 15. November 2005 (HmbGVBl. S. 450)
wird wie folgt geändert:

1. § 2 Nummer 1.1 wird wie folgt geändert:

1.1 In Satz 1 wird die Zahl „26.500“ durch die Zahl „29.050“
ersetzt.

1.2 In Satz 2 wird die Zahl „8.800“ durch die Zahl „10.160“
ersetzt.

2. In der niedergelegten Planzeichnung wird die Textstelle
„GF 62.300 m²“ durch die Textstelle „GF 69.000 m²“ er-
setzt.

§ 2

Die Begründung der Änderung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans und die zusammenfassende Erklärung gemäß
§ 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

§ 3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung der Planänderung und die zusammenfas-
sende Erklärung können auch beim örtlich zuständigen
Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei eingese-
hen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt
vorhanden sind, können sie gegen Kostenerstattung erwor-
ben werden.

2. Wird diese Verordnung nach § 12 Absatz 6 des Baugesetz-
buchs aufgehoben, weil das mit dem vorhabenbezogenen
Bebauungsplan zugelassene Vorhaben nicht innerhalb der
im Durchführungsvertrag nach § 12 Absatz 1 Satz 1 des
Baugesetzbuchs bestimmten Frist durchgeführt wurde,

oder weil der Träger des Vorhabens ohne Zustimmung nach
§ 12 Absatz 5 Satz 1 des Baugesetzbuchs gewechselt hat und
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Durchfüh-
rung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans innerhalb
der genannten Frist gefährdet ist, können keine Ansprüche
geltend gemacht werden. Wird diese Verordnung aus ande-
ren als den in Satz 1 genannten Gründen aufgehoben, kann
unter den in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Voraussetzungen Entschädigung verlangt werden.
Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichti-
gen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Be-
zirksamt unter Darlegung des die Verletzung begründenden
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

Verordnung

zur Änderung der Verordnung

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Harburg 64
Vom 5. November 2014

Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetz-
buchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415),
zuletzt geändert am 15. Juli 2014 (BGBl. I S. 954), in Verbin-
dung mit § 3 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in
der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zu-
letzt geändert am 19. Juni 2013 (HmbGVBl. S. 306), und § 1 der
Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006 (Hmb-
GVBl. S. 481), zuletzt geändert am 5. April 2013 (HmbGVBl. 
S. 142, 147), wird verordnet:

Hamburg, den 5. November 2014.

Das Bezirksamt Harburg


